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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Par 13 voix contre 11 et 1 abstention, la CER-CN propose de rejeter l'initiative
parlementaire Berthoud (plr, VD), qui souhaite que la redevance radio-TV soit
déductible des impôts. Le député vaudois considère que la redevance est une dépense
obligatoire, car les ménages y sont assujettis indépendamment de la possession d'un
appareil, ce qui justifie d'avoir la possibilité de la déduire. La majorité de la commission
estime que la mise en oeuvre de cette proposition augmenterait la charge
administrative des contribuables et de l'administration, sans pour autant avoir d'effet
significatif sur le pouvoir d'achat. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.04.2023
MATHIAS BUCHWALDER

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitszeit

Im Juni 2022 verlangte Baptiste Hurni (sp, NE) in einer parlamentarischen Initiative,
dass Arbeitnehmende zukünftig mindestens fünf Ferienwochen pro Jahr und junge
Arbeitnehmende bis zum vollendeten 20. Altersjahr mindestens sechs Ferienwochen
jährlich erhalten. Dies sollte mit einer Änderung des OR erreicht werden. Hurni
begründete seinen Vorstoss damit, dass die Veränderungen in der Arbeitswelt, wie etwa
erhöhte Flexibilität, mehr Überstunden und eine stärkere Vermischung von Privat- und
Berufsleben, mehr Zeit zur Erholung nötig machten. 
Die RK-NR beantragte im Februar 2023 mit 16 zu 8 Stimmen, der Initiative keine Folge
zu geben. In der nationalrätlichen Debatte in der Frühjahrssession 2023 betonte
Alexandre Berthoud (fdp, GE) für die Kommission, dass die Schweizer Bevölkerung
bereits im Jahr 2012 die Volksinitiative für die Einführung von sechs Ferienwochen
abgelehnt habe. Zudem dürften die Arbeitgebenden schon jetzt mehr als vier
Ferienwochen anbieten. Der Nationalrat folgte seiner Kommission und entschied mit
121 zu 68 Stimmen (bei 1 Enthaltung), der parlamentarischen Initiative keine Folge zu
geben. Einzig die SP- und die Grüne-Fraktion hatten die Initiative unterstützt, welche
mit diesem Entscheid erledigt war. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.03.2023
GIADA GIANOLA

Arbeitsrecht

Im September 2022 reichte Christian Dandrès (sp, GE) eine parlamentarische Initiative
ein, mit der er verschiedene rechtlichen Massnahmen für die Verbesserung der
Arbeitsbedingungen im Bereich der Online-Plattformen anstrebte. Konkret verlangte
er, dass zukünftig generell vermutet wird, dass Personen, die über Internet-Plattformen
arbeiten, bei diesen über einen Arbeitsvertrag verfügen. Zudem sollen gegenüber den
Arbeitnehmenden Transparenz über die ihre Arbeit betreffenden Algorithmen
hergestellt werden. Zudem sollen die Nutzenden solcher Online-Plattformen die
Zugangsrechte übertragen können. Zwar habe das Bundesgericht «den
Beschäftigungsstatus von Personen, die für Onlineplattformen arbeiten, geklärt»,
dennoch seien gerade im Kampf gegen Lohndumping zusätzliche Massnahmen nötig. 
Der Nationalrat beschäftigte sich in der Frühjahrssession 2023 mit der Initiative.
Kommissionssprecher Alexandre Berthoud (fdp, VD) betonte, dass die parlamentarische
Initiative de facto eine Anpassung des Arbeitsrechtes und des
Sozialversicherungsrechtes verlange. Diese würden zwar zwischen selbständiger und
unselbständiger Tätigkeit unterscheiden, es seien jedoch keine
Unterscheidungskriterien definiert, weshalb die tatsächliche Einordnung bisher
Vollzugsorganen und Gerichten überlassen sei. Die Kommissionsmehrheit erachtete
jedoch das Bundesgerichtsurteil als ausreichend klar und empfehle daher, der Initiative
keine Folge zu geben. Der Nationalrat folgte dieser Einschätzung und entschied mit 120
zu 68 Stimmen (bei 1 Enthaltung), der parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben.
Das Geschäft war damit erledigt. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
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GIADA GIANOLA

1) Communiqué de presse CER-CN du 04.04.23
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2) AB NR 2023, S. 540 ff.; Bericht RK-NR vom 2.2.23
3) AB NR 2023, S. 546 ff.; Bericht RK-NR vom 2.2.23
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